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Die SPD setzt sich für fairen Handel ein. Handelspolitik ist nicht nur ein Instrument der  
Wirtschaftsförderung. Im Kern geht es um die Frage, nach welchen Regeln wir in einer  
globalisierten Welt leben wollen. Nationale Alleingänge und Protektionismus versprechen  
keinen Erfolg. Offene Märkte sind gut, dort muss aber auch frei von Wettbewerbsverzerrungen  
gehandelt werden. Falls dies nicht gewährleistet ist, müssen gerade auf europäischer Ebene  
effektive Schutzmaßnahmen greifen. Der beste Rahmen für diese Verhandlungen sind die  
Vereinten Nationen mit ihren Organisationen für Arbeit (ILO), Handel (UNCDAT) und  
Entwicklung (UNIDO), sowie die Welthandelsorganisation (WTO). Gemeinsam mit unseren 
Partnern in Europa und weltweit wollen wir die aktuellen Blockaden im Bereich multilateraler  
Verhandlungen zum Welthandel überwinden.  
 
Bilaterale Handelsabkommen der EU mit wichtigen Partnern sind zu einer immer stärker  
genutzten Alternative geworden. Unser Ziel ist es, in allen Handels-, Investitions- und 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen Regeln für die verbindliche Einhaltung und Umsetzung  
menschenrechtlicher, ökologischer, verbraucherpolitischer und sozialer Standards wie der ILO- 
Kernarbeitsnormen mit konkreten Beschwerde-, Überprüfungs- und Sanktionsmechanismen  
zu vereinbaren.  
 
Wir wollen perspektivisch einen unabhängigen internationalen Handelsgerichtshof etablieren, um 
das Primat der Politik durchsetzen. Die Verhandlungen mit den USA über ein  
Transatlantisches Freihandels- und Investitionsabkommen (TTIP) zeigen, dass ein Abschluss  
nach diesen Maßgaben derzeit nicht erreichbar ist. Hingegen ist es in intensiven  
Verhandlungen mit der neuen kanadischen Regierung gelungen, im Abkommen zwischen EU  
und Kanada (CETA) zukunftsweisende Regeln für den Schutz der Arbeitnehmerrechte, der  
öffentlichen Daseinsvorsorge und für einen fortschrittlichen Investitionsgerichtshof zu  
vereinbaren. Private Schiedsgerichte sind damit ausgeschlossen. Dies muss auch für alle  
künftigen Handelsabkommen der EU gelten. CETA muss als gemischtes Abkommen sowohl  
durch das Europäische Parlament als auch durch die nationalen Parlamente ratifiziert werden.  
Im Zuge dieser parlamentarischen Kontrolle werden wir alle Aspekte einer sorgfältigen Prüfung  
unterziehen. Wir werden auch die Partnerschaftsabkommen der EU mit den afrikanischen 
Staaten (Economic Partnership Agreements) daraufhin prüfen, ob sie der wirtschaftlichen und  
sozialen Entwicklung in den betroffenen Entwicklungsländern dienen oder Abhängigkeiten  
weiter zementieren. Wir wollen Afrika bei der Schaffung einer afrikanischen Freihandelszone  
unterstützen.  


